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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wiedergutmachung 
(7. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundesrückerstat- 
tungsgesetzes 

— Drucksache 222 — 


A. Bericht des Abgeordneten Jahn (Marburg) 


Der Gesetzentwurf — Drucksache 222 — ist von 
der Vollversammlung des Bundestages in der Sit- 
zung am 27. Februar 1958 dem Ausschuß für Wie- 
dergutmachung zur Beratung überwiesen worden. 
Der Ausschuß legt hiermit seinen Schriftlichen Be- 
richt vor. 

Der Antrag sieht eine Verlängerung der An- 
meldefristen des Bundesrückerstattungsgesetzes, die 
nach der geltenden Fassung am 1. April 1958 ab- 
laufen würden, bis auf den 31. Dezember 1958 vor. 
Diese Verlängerung erscheint notwendig, da durch 
die Verzögerung bei der Verabschiedung des Ge- 
setzes die Anmeldefrist nur etwas über sieben 
Monate (23. Juli 1957 bis 31. März 1958) beträgt. 
Diese Frist ist um so eher zu kurz, als es sich bei 
der Rückerstattung um zum Teil schwierige Rechts- 
fragen handelt. 

Die Änderung des § 30 des Bundesrückerstat- 
tungsgesetzes (Artikel 1 Nr. 6) sieht u. a. vor, daß 
eine Anmeldung bei einer Entschädigungsbehörde 
auch dann noch als fristwahrend angesehen wird, 
wenn sie nach Ablauf der Anmeldefrist des Bundes- 
entschädigungsgesetzes bis zum 31. Dezember 1958 
bei einer Entschädigungsbehörde erfolgt. Gegen 
diese Bestimmung sind zunächst von seiten des 
Bundesministeriums der Finanzen Bedenken er- 
hoben worden, weil nach Ablauf der Anmeldefri- 
sten des Bundesentschädigungsgesetzes am 1. April 
1958 die Entschädigungsbehörden nunmehr bei 


jeder neuen Anmeldung prüfen müßten, ob es sich 
bei dem angemeldeten Anspruch um einen Ent- 
; Schädigungsanspruch oder um einen rückerstat- 
tungsrechtlichen Anspruch handele. Der Ausschuß 
hat diese Bedenken eingehend geprüft, hält sie aber 
I nicht für durchschlagend. In weiten Kreisen der 
: Wiedergutmachungsberechtigten herrscht noch heute 
Unklarheit darüber, welche Ansprüche unter das 
I Entschädigungsrecht und welche Ansprüche unter 
1 das Rückerstattungsrecht fallen. Nach Ansicht des 
Ausschusses kann es daher nicht zu Lasten des Be- 
I reebtigten gehen, wenn dieser sich über die Rechts- 
natur seines Anspruches irrt. Im übrigen ist an eine 
Verlängerung der Fristen aus dem Bundesentschä- 
digungsgesetz (BEG) nicht gedacht. 

I Daneben sieht der Entwurf auch eine Änderung 
I des § 11 Nr. 6 des Bundesrückerstattungsgesetzes 
i vor (Artikel 1 Nr. 1). Diese Änderung erscheint dem 
Ausschuß aus Billigkeitsgründen notwendig, da 
durch das Achte Gesetz zur Änderung des Lasten- 
ausgleichsgesetzes, das am 2. August 1958, also 
j zehn Tage nach Verkündung des Bundesrückerstat- 
I tungsgesetzes, in Kraft getreten ist, eine Verbesse- 
I rung der Stellung der Altsparercntschädigungs- 
j berechtigten eingetreten ist. Ohne die vorgesehene 
! Änderung würde sich diese Verbesserung zugun- 
! sten der Rückerstattungsberechtigten nicht aus- 
I wirken. 

j Der Ausschuß hat den Gesetzentwurf einstimmig 
gebilligt. 


Bonn, den 27. Februar 1958 

Jahn (Marburg) 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 222 — unverän- 
dert nach der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 27. Februar 1958 

Der Ausschuß für Wiedergutmachung 
Frenzei Jahn (Marburg) 

Vorsitzender Berichterstatter 


Angenommen in der 15. Plenarsitzung am 28. Februar 1958 



